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Einführung 

§ 1 Eingrenzung der Untersuchung 

I. Einleitung 

Bereits unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Arnsterdamer Vertrages zur 
Änderung der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG) 
und der Europäischen Union (EU) begann die Diskussion um die nächste Ver-
tragsrevision, die auch nach den auf dem Gipfel von Nizza beschlossenen Än-
derungen anhält. Den Plänen einer Erweiterung und Vertiefung der Gemein-
schaft steht dabei die Angst vor einer Entwicklung der Gemeinschaft zu einem 
starken Oberstaat in einem bundesstaatlich-föderalen Europa gegenüber. Ein 
wesentlicher Vorbehalt gilt einer zunehmenden Regelungsdichte des Gemein-
schaftsrechts. 1 Im Umweltrecht sind diese Bedenken seit jeher gekoppelt an die 
Befiirchtung, die Gemeinschaft werde modemes rnitgliedstaatliches Umwelt-
recht durch weniger schutzintensives, zu stark an der Gewährleistung des Bin-
nenmarktes orientiertes und außerdem ineffIzientes EG-Recht verdrängen.2 

Der Europäische Gerichtshof hat in einer Aufsehen erregenden Entschei-
dung im Oktobe.r 2000 eine Harrnonisierungsrichtlinie im Gesundheitsbereich 
fiir ungültig erklärt und die Grenzen der Rechtsangleichungskompetenz der 
Gemeinschaft aufgezeigt. 3 Die Verteilung der Rechtssetzungsbefugnisse zwi-

I Beschwerden über die Regelungsdichte des Gemeinschaftsrechts sind allgegenwär-
tig, vgl. beispielhaft Hans Peter Schneider, Rechtsangleichung in Europa: Weshalb der 
Europäische Gerichtshof die Gemeinschaftsorgane in die Schranken wies, F AZ Nr. 240 
vom 16. 10. 2000, 12. Schneider spricht von einer "europäischen Normenflut" sowie 
von einem "Machtverlust der Mitgliedstaaten und ihrer Volksvertretungen, die immer 
mehr in die Rolle einer bloßen Registratur dessen gedrängt werden, was in Brüssel 
längst ausgehandelt und entschieden wurde". 

2 Vgl. z.B. die Diskussion um die Entscheidung EuGH, Urt. v. 11. 6. 1991, Rs. C-
300/89, (Kommission 1 Rat) - Titandioxid, Slg. 1991,1-2867, vgl. hierzu z.B. Thomas 
Schröer, Mehr Demokratie statt umweltpolitischer Subsidiarität? Anmerkungen zum 
Titandioxid-Urteil des EuGH, EuR 1991, 356, 366 f.: "An die Stelle eines effizienten 
Zusarnmenwirkens von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten auf der Grundlage der Subsi-
diaritätsklausel ist ein einseitiger und starrer Zuständigkeitsvorrang der EG im gesamten 
- weit verstandenen - wirtschaftsrelevanten Umweltrecht getreten. ( ... ) Angesichts der 
weithin bekannten Urnsetzungs- und Vollzugsdefizite des europäischen Umweltrechts 
erscheint der Verzicht auf eine umweltpolitische Subsidiarität durch ein wenig Mehr an 
Demokratie zu teuer erkauft." 

3 EuGH, Urt. v. 5. 10.2000, Rs. C-376/98 (Deutschland 1 Parlament und Rat) - Ta-
bakwerbeverbot, Slg. 2000, 1-8419, NJW 2000,3701. 
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schen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten, die damit von Neuem ins Blickfeld 
gerückt wurde, ist von erheblicher Bedeutung für die Sachgerechtigkeit und 
Funktionstüchtigkeit des darauf aufbauenden materiellen Rechts. Im Umwelt-
recht gewinnt die Aufgabenverteilung zwischen den zwei Entscheidungsebe-
nen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten besondere Bedeutung. So weisen einer-
seits die regionalen Anforderungen an ein vorbeugendes und Gefahren beseiti-
gendes Umweltschutzrecht in einem System von kontinentalen Ausmaßen wie 
der Gemeinschaft erhebliche Unterschiede auf. Andererseits stellt der gemein-
schaftsweite einheitliche Markt erhebliche Anforderungen an die Uniformität 
sowohl produktbezogener als auch- unter wettbewerblichen Gesichtspunkten -
unmittelbar oder mittelbar produktionsbezogener Regelungen. Hinzu kommt, 
dass im Umweltbereich nach wie vor deutliche Meinungsdifferenzen hinsicht-
lich eines angemessenen Schutzniveaus bestehen. Auch hierfür muss der Me-
chanismus der Aufgabenverteilung zwischen den beiden Systemebenen Lösun-
gen bieten. Die Stärken und Schwächen der Regeln des Systems der Aufga-
benverteilung zwischen den beiden Ebenen lassen sich daher im Umweltrecht 
gut nachverfolgen. 

Als Vergleich zu diesem Verhältnis zwischen Europäischer Gemeinschaft 
und Mitgliedstaaten bietet sich das Verhältnis zwischen Bund und Gliedstaaten 
in den Vereinigten Staaten an. Die Vereinigten Staaten sind ein klassischer 
Bundesstaat und weisen mit der Bundesebene eine starke obere Ebene auf. Wie 
die Elf sind auch die Vereinigten Staaten ein Großsystem von kontinentalen 
Ausmaßen mit einer Vielzahl von Einzelstaaten (im Folgenden als Oberbegriff 
für Gliedstaaten der USA bzw. Mitgliedstaaten der EU/der EG verwendets) auf 
der unteren Ebene, das von der Idee wirtschaftlicher Einheit bei gleichzeitiger 
Vielfalt in den Einzelstaaten geprägt ist. Gleichzeitig sind die Anforderungen 
an ein sachangemessenes Umweltrecht angesichts gleichermaßen deutlicher 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Gliedstaaten der USA wie zwischen 
den Mitgliedstaaten der EU vergleichbar. In den Vereinigten Staaten ist das 
föderale Kräfteverhältnis zwischen Bund und Gliedstaaten in den letzten Jah-

4 Vorliegend geht es um das Umweltrecht der EG, die jedoch ein Teil (eine "Säule") 
der EU ist, so dass einerseits von EU-Mitgliedstaaten, andererseits von EG-
Umweltrecht zu sprechen ist. Vgl. zu diesen Begriffen Sven HölscheidtlChristian Bal-
dus, EU und EG als tenninologisches Problem, DVBI. 1996, 1409, sowie Oliver Dörr, 
Zur Rechtsnatur der Europäischen Union, EuR 1995,334, und Georg Ress, Die Europä-
ische Union und die neue juristische Qualität der Beziehungen zu den Europäischen 
Gemeinschaften, JuS 1992,985,986 f.. 

S Vgl. zu dieser Vorgehensweise Guy Beaucamp, Umweltrechtsvergleichung - Hoff-
nungen, Probleme und Ausschnitte aus der Realität, UPR 2001, 134, 135: ,,[D]ie 
Rechtsvergleichung [muss] ( ... ) für die eigentliche Vergleichsebene eine Meta-Sprache 
konstruieren. " 
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ren zudem in Bewegung geraten.6 Gerade im Umweltrecht der USA sind Bund 
und Gliedstaaten in Rechtssetzung und Verwaltung bisher eng verflochten. 
Von einer deutlichen Änderung der verfassungsrechtlichen Vorgaben, die die 
Rechtsprechung in einer ganzen Reihe von höchstrichterlichen Entscheidungen 
angestoßen hat, ist das Umweltrecht in besonderer Weise betroffen.7 Zudem ist 
die weitreichende Setzung nationaler Umweltstandards durch den Bund in die 
Kritik geraten.8 Die Ansätze zur Neugestaltung des Zusammenspiels von Bund 
und Gliedstaaten lassen die verfassungsrechtlichen Vorgaben fiir dieses Mit-
einander besonders deutlich zu Tage treten.9 

In der vorliegenden Arbeit wird untersucht und verglichen werden, wie die 
Aufgaben im Umweltrecht auf Gemeinschaft und Mitgliedstaaten in der EG 
bzw. Bund und Gliedstaaten in den USA verteilt sind und wie die Tätigkeit auf 
diesen beiden Ebenen hierdurch voneinander getrennt oder miteinander ver-
schränkt ist. Um die tatsächliche Situation zu erfassen, liegt der Schwerpunkt 
auf der Behandlung der Rechtsprechung der obersten Gerichte in den beiden 
Systemen, des EuGH bzw. des United States Supreme Court. 

Dabei ist von föderalen Strukturen und föderaler Aufgabenverteilung die 
Rede. Zur sachgerechten Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands, der das 

6 Vgl. Robert V Percival, Symposium Environmental Federalism: Environmental 
Federalism: Historical Roots and Contemporary Models, 54 Md. L. Rev. 1141, ebd. 
(1995): "A sharply divided Supreme Court is rethinking the very constitutional founda-
tions of our federal system." Hierzu auch Linda Greenhouse, States are Given New 
Legal Shield by Supreme Court, New York Times vom 24. 6. 1999, Al, zitiert nach 
Charlotte Gibson, Note: Citizen Suits Under the Resource Conservation and Recovery 
Act: Plotting Abstention on a Map ofFederalism, 98 Mich. L. Rev. 269, Fn. 1 (1999): 
,,[I]t was also strikingly apparent that the fault line that runs through the current Court 
as an all hut unbridgeable gulfhas to do not with the higher profile issues ofrace, relig-
ion, abortion, or due process, but with federalism." 

1 Vgl. Percival1141: ,,[N]ational environmental policy has surged to the forefront of 
contemporary federalism debates due to the growth of federal environmental regula-
tion." Jonathan H. Adler, Comrnent: The Green Aspects of Printz: The Revival of 
Federalism and Its Implications for Environmental Law, 6 Geo. Mason L. Rev. 573, 574 
(1998): "The revival of federalism could have profound implications for environmental 
protection. " 

8 Vgl. U.S. Advisory Commission on Intergovemmental Relations, Intergovemmen-
tal Decisionmaking for Environmental Protection and Public Works 1 (1992), zitiert 
nach Percival 1165: "federal rules and procedures goveming decision-making for pro-
tecting the environment often are complex, conflicting, difficult to apply, adversarial, 
costly, inflexible and uncertain"; Richard B. Stewart, Controlling Environmental Risks 
Through Economic Incentives, 13 Co1um. J. Envtl. L. 153, 154 (1988): ,,[T]he system 
has grown to the point where it arnounts to nothing less than a massive effort at Soviet-
style planning ofthe economy to achieve environrnental goals." 

9 Vgl. Adler, Green Aspects, 574 f.: ,,[O]ne fmds all ofthe conflicts and cooperative 
ventures that characterize the federal-state relationship in contemporary environmental 
policy. ( ... ) Thus, any constitutional jurisprudence that limits the ability of Congress to 
set national policy for the states will reverberate through environrnental policy." 

3* 


